
 

In der Rechtssache Jobcenter Berlin Neukölln/Alimanovic standen erneut Fragen des Zugangs 
zu Sozialleistungen für EU-Angehörige im Mittelpunkt. Diesmal ging es um die Situation ar-
beitsuchender Unionsbürger und deren Anspruch auf Grundsicherung nach dem SGB II. Dieser 
Fall war unionsrechtlich bisher nicht entschieden und wurde sowohl in der Rechtsprechung 
der Sozialgerichte als auch im europarechtlichen Schrifttum unterschiedlich beurteilt. Im 
Zentrum der gerichtlichen Auseinandersetzung stand die Frage, ob der Leistungsausschluss in 
§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II zulässig ist. Danach haben ausländische Arbeitsuchende und de-
ren Familienangehörige keinen Anspruch auf die gemeinhin als „Hartz IV“ bezeichnete finan-
zielle Unterstützung. Auf Vorlage des Bundessozialgerichts entschied der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) am 15. September 2015, dass dieser Leistungsausschluss mit EU-Recht ver-
einbar ist.  

Ausgangspunkt der rechtlichen Prüfung war das Gleichbehandlungsgebot aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit. Das steht einer Regelung wie § 7 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II dem Grunde 
nach entgegen, da nach dieser Vorschrift nur ausländische Arbeitsuchende von Leistungen 
ausgeschlossen sind, nicht aber Deutsche. Allerdings sieht die sog. Freizügigkeitsrichtlinie 
2004/38 in ihrem Art. 24 Abs. 2 für die Mitgliedstaaten die Möglichkeit vor, das Gleichbehand-
lungsgebot aus Gründen der Staatsangehörigkeit u. a. im Hinblick auf die Gewährung von Sozi-
alhilfeleistungen an Arbeitsuchende einzuschränken. Nach der bisherigen Rechtsprechung ge-
nießen Arbeitsuchende jedoch den Schutz der primärrechtlichen Arbeitnehmerfreizügigkeit. 
Diese gewährt vor Aufnahme einer abhängigen Erwerbstätigkeit eine Gleichbehandlung in Be-
zug auf Leistungen aber nur insoweit, als sie den Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtern. Ent-
scheidend war daher, um welche Art von Leistung es sich bei der Grundsicherung nach SGB II 
handelt. Diese Frage war bisher u. a. wegen der formalen Anknüpfung des SGB II an die Er-
werbsfähigkeit des Leistungsbeziehers umstritten. Der EuGH hat sich jedoch auf die (überwie-
gend) existenzsichernde Funktion der Grundsicherung bezogen und sie als Sozialleistung qua-
lifiziert. Hierdurch wurde der Weg frei, den in § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II geregelten Leis-
tungsausschluss als Umsetzung des Art. 24 Abs. 2 der Freizügigkeitsrichtlinie zu verstehen.  

Klärungsbedürftig blieb aber noch, wie diese Bestimmung in der Rechtspraxis unionsrechts-
konform anzuwenden ist. Der Generalanwalt (GA) wandte sich in seinen Schlussanträgen zu 
dieser Rechtssache gegen einen automatischen Leistungsausschluss für den Fall, dass der be-
treffende Arbeitsuchende den Nachweis einer tatsächlichen Verbindung mit dem Arbeitsmarkt 
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des Aufenthaltsstaates erbringen kann. Als möglich erachtete der GA dies etwa in einer Situa-
tion wie sie dem Verfahren zugrunde lag: Die Klägerin des Ausgangsrechtsstreits und ihre äl-
teste Tochter, beide schwedische Staatsangehörige, waren vor ihrer Arbeitsuche in verschiede-
nen Beschäftigungsverhältnissen in Deutschland erwerbstätig gewesen, allerdings jeweils ins-
gesamt weniger als ein Jahr.  

Der EuGH ist dieser Auslegung nicht gefolgt. Zur Begründung bezieht er sich wiederum auf die 
Freizügigkeitsrichtlinie. Deren Art. 7 Abs. 3 Buchstabe c) sieht bei unfreiwilliger Arbeitslosig-
keit nach vorheriger Erwerbstätigkeit von weniger als einem Jahr vor, dass die Arbeitnehmerei-
genschaft für mindestens sechs Monate aufrechterhalten bleibt. Da die Einschränkung in 
Art. 24 Abs. 2 der Freizügigkeitsrichtlinie diesen Zeitraum nicht erfasst, besteht der unions-
rechtlich gebotene Gleichbehandlungsanspruch auf Zugang zu Sozialleistungen wie denen des 
SGB II fort. Eine solche sozialrechtliche Absicherung der Arbeitsuche erachtet der Gerichtshof 
als ausreichend. Denn das Sechsmonatskriterium ermögliche es „den Betroffenen, ihre Rechte 
und Pflichten eindeutig zu erfassen“, so dass es geeignet sei, „bei der Gewährung von Sozial-
hilfeleistungen […] ein erhöhtes Maß an Rechtssicherheit und Transparenz zu gewährleisten, 
[…] zugleich [steht sie] im Einklang mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit“ (vgl. Rand-
nummer 61 des Urteils). Hieraus folgt, dass arbeitsuchenden Unionsbürgern ein durch das Uni-
onsrecht gebotener Sozialleistungsanspruch nur nach vorheriger Erwerbstätigkeit zusteht – un-
geachtet ihrer sonstigen persönlichen Situation. Der Bezugszeitraum hängt dabei von der Dauer 
der vorangegangenen Beschäftigung ab. Dauert sie weniger als ein Jahr, ist der Bezug auf die 
erwähnten sechs Monate begrenzt und endet danach automatisch. Bei längerer vorheriger Er-
werbstätigkeit fingiert Art. 7 Abs. 3 Buchstabe b) der Freizügigkeitsrichtlinie das Fortbestehen 
der Eigenschaft als Erwerbstätiger auf Dauer und gebietet damit zugleich eine unbefristete 
Gleichbehandlung hinsichtlich des Bezugs von Grundsicherungsleistungen. Für EU-Angehö-
rige, die in Deutschland erstmals Arbeit suchen, bedeutet das Urteil hingegen, dass sie nach 
Unionsrecht sofort und automatisch von Sozialleistungen ausgeschlossen werden dürfen. 

Die unionsrechtlichen Vorgaben für den Zugang Arbeitsuchender zu SGB-II-Leistungen dürften 
mit diesem Urteil als geklärt gelten. Der EuGH entnimmt sie im Wesentlichen der Freizügig-
keitsrichtlinie, die an vielen Stellen die restriktive Haltung der Mitgliedstaaten zum Sozialleis-
tungsbezug wirtschaftlich nicht aktiver Unionsbürger deutlich zum Ausdruck bringt. Von die-
ser Haltung lässt sich der Gerichtshof bei seiner Auslegung leiten und kommt so den mitglied-
staatlichen Interessen letztlich weit entgegen. EU-Angehörige, die erstmals in anderen Mit-
gliedstaaten Arbeit suchen, dürfen danach vom Sozialleistungsbezug ausgeschlossen werden. 
Die Mitgliedschaft in einer Sozialunion, die sich unionsrechtlich aus dem Gleichbehandlungs-
gebot ergibt, erwirbt man erst nach einer Vorleistung, die durch das Ausüben einer Erwerbstä-
tigkeit erbracht wird. Diese Differenzierung dürfte jedenfalls die Verwaltungspraxis der Jobcen-
ter bei der Entscheidung über eine Leistungsgewährung nach SGB II deutlich vereinfachen.  

Nicht gelöst ist hierdurch freilich eine andere Problematik: Zwar verpflichtet das Unionsrecht 
nicht dazu, Personen, die erstmals Arbeit suchen, einen Zugang zu Sozialleistungen zu gewäh-
ren. Das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zur Arbeitsuche bleibt hiervon aber unberührt. 
Eine Ausweisung kommt für die Dauer der (nachzuweisenden effektiven) Arbeitsuche nicht in 
Betracht und ist nach der Rechtsprechung des EuGH im Übrigen an eine individuelle Prüfung 
gebunden. Es fragt sich daher, ob nicht jedenfalls gegenüber sich in Deutschland rechtmäßig 
aufhaltenden Arbeitsuchenden aus anderen Mitgliedstaaten das hiesige Verfassungsrecht die 
Gewährung existenzsichernder Sozialleistungen gebietet.  
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